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hat keinen vertragsmäßigen Charakter. Sie iſt Staatsgrundgeſetz; und man 

hat bei irgend welchen Beſchlüſſen nicht zu fragen, was dieſe oder jene Re⸗ 

gierung dazu ſagt. Der Artikel 78 der Verfaffung ſteht der Initiative des 

Bundes zur Seite. Es iſt klar in demſelben ausgeſprochen, daß Verände⸗ 

rungen der Verfaſſungen in den einzelnen Bundesländern erfolgen können. 

Wenn die jetzigen Verhältniſſe in Mecklenburg aber geſchützt werden, fo 

wird es ein Unglück für das Land und die Herren ſeldſt fein. Ich bitte 

um Annahme des Kommiſſions⸗Antrages. — Bevor zur Abſtimmung ge⸗ 

ſchritten wurde, nimmt noch das Wort der Bundes⸗Kommiſſar Staats rath 7 

v. Müller: Die Aeußerungen der Vorredner geben mir zu einigen Be⸗ N 

merkungen Veranlaſſung. Die Stände hatten mit dem Fürſten ausgemacht, 

daß fie unter gewiſſen Bedingungen den Platz den konſtitutionellen Stän- 

den räumen wollten. Die Aufhebung der Stände konnte nur im We 

Rechtens geſchehen. Der Abg. Wiggers (Berlin) hält es für weiſelhaſt, 

ob Mecklenburg die Steuerlaſt, die ihm der Bund auferlegt, tragen kann; 

das müſſen wir abwarten. Dem Bundesrathe würde die Annahme des 

Kommiſſtons⸗Antrages nicht angenehm fein, er würde eine undankbare Rolle 

übernehmen; ich trage auf Ablehnung des Antrages und auf Uebergang 

zur Tagesordnung an. (Redner iſt wegen der im Hauſe herrſchenden Un⸗ 

ruhe häufig ganz unverſtändlich.) — g. Wachenhuſen: Wenn Sie 

den Antrag der Petenten annehmen, werden Sie große Wirren in Mecklen⸗ 

burg anſtiften. — Es iſt ein neuer Antrag vom Abg. Mallinkrodt ein⸗ 

gegangen, welcher lautet: über die vorliegenden Petitionen wegen mangeln⸗ 

der Zuſtändigkeit zur Tagesordnung überzugehen.“ — Die Diskuſſion wird € 

geſchloſſen und es erhält abermals das Wort der Referent Dr. Wiggers " 

(Roſtock). Im Jahre 1849 ſei in Mecklenburg eine Verfaſſung gegeben, 

welche in volle Wirkſamkeit getreten. Der engene Ausſchuß der Berfamm 

lung ſei durch Waffengewalt, d. h. freilich nur durch einen einzelnen Sol 

daten, auseinandergetrieben (anhaltendes Gelächter). Dieſe Verfaſſung ſei 

durch Kompromiß aufgehoben: es gebe aber kein Schiedsgericht, welches 

dazu berechtigt wäre. Es war da als überhaupt eine juriſtiſche Verwirrung 

in Mecklenburg und es wäre am beſten geweſen, wenn Seitens der Re e 

rungen nicht wieder darauf zurückgegangen wäre, — Zu einer perſönli 3 

Bemerkung erhält das Wort der Abg. Dr. Meyer (Thorn): Der Herr 

Bundes ⸗Kommiſſar hat meine Worte in unrichtiger Weiſe wieder egeben. 

Ich habe geſagt: das Verfahren, daß ein Gericht ſich erſt den geſetzlichen 

Boden ſchafft, auf dem es ſtehen kann, und daß es dann von dieſem 

E e Wege ein Urtheil nicht fällt — das iſt ein juriſtiſches 
onſtrum. 


von vielen Einwohnern Mecklenburgs unterzeichnet ſind, enthält, und worin 
beantragt wird, der Reichstag wolle die erforderlichen Schritte thun, daß 
die beiden Großherzogthümer eine konſtitutionelle Verfaſſung erhalten. Es 
iſt hierzu ein Amendement des Abg. Aegidi geſtellt, welches motivirte Ta⸗ 
gekechunug beantragt. Der Referent Abg. Wiggers (Moftod) erhält das 
Wort: Es liegen ſehr zahlreiche Petitionen um Einführung einer Ver⸗ 
faffung in Mecllenbur vor, dieſelben find zuſaumen von etwa 4000 Per⸗ 
ſonen unterzeichnet; dies verdient um ſo mehr Beachtung, als in Medlen- 
— nach den dortigen Verhältniſſen derartige Petitionen ſchwer zu be⸗ 
werkſtelligen ſind. Viele hervorragende Perſonen befanden ſich unter den 
Unterzeichnern, Mitglieder der Magiſtrate in Roftod, Wismar, Schwerin zc. 
Auf die Rechtsfrage ift kein Nachdruck gelegt; es iſt lediglich das politiſche 
Bedürfniß, von welchem die Untetzeichneten geleitet ſind. Schon vor 19 
Jahren iſt dies Bedürfniß von dem Landesherren und der Ritterſchaft an⸗ 
erkannt. Dies geht deutlich aus einer Proklamation vom 23. März 1848 
vom Fürſten von Mecklenburg ⸗Schwerin und aus einem ſpäteren Groß⸗ 
herzoglichen Ausſchreiben hervor, worin ausgeſprochen wird, daß eine kon- 
ſtitutionelle Verfaſſung für das Wohl des Vaterlandes nothwendig ſei. Es 
war damals wohl eine aufgeregte Zeit, aber der Landesherr ſpricht 
ausdrücklich es aus, daß er das Bedürfniß ſchon vor 1848 ge⸗ 
fühlt habe. In dieſen neunzehn Jahren hat ſich nichts verändert, 
wodurch das Bedürfniß hätte verringert: werden können. Das Be⸗ 
dürfniß tritt um fo mehr hervor, als ſich durch den norddeutſchen Bund 
gar Vieles geändert hat. Die Leute können es nicht begreifen, daß fie ſich 
an den Buudesangelegenheiten und nicht an den Angelegenheiten ihres 
eigenen Landes betheiligen ſollen. Und dann hat es auch ein bleibendes 
Intereſſe für den Bund, daß f das Land aus den jetzigen Zuſtänden 
hervorarbeitet. Daß wir durch dieſen Antrag eine verfaſſungswidrige gen 
lung begehen, muß ich entſchieden in Abrede ftellen, denn „geeignete 
Schritte“, wie ſie eingeleitet werden ſollen, können unmöglich verfaſſungs⸗ 
widrig fein. Ich empfehle Ihnen daher den Antrag der Kommiſſion. — 
Es wird die Diskuſſton über den Antrag eröffnet. Zuerſt nimmt das Wort 
der Abg. v. Mallinckrodt: Auch ich erkenne es als wünſchenswerth an, 
daß die mecklenburgiſche Verfaſſung möglichſt bald einer Reviſion unter ⸗ 
worfen wird; gleichwohl aber glaube ich die Annahme des Kommiſſtons⸗ 
Antrages und die der proponirten Tagesordnung nicht empfehlen zu kön ⸗ 
nen. Es ift wichtig, daß die Verſammlung innerhalb der Grenzen ihrer 
Kompetenz bleibt. (Sehr richtig! rechts.) Man hat ſich zwar decken wol⸗ 
len mit der Hinweiſung auf das Staatsbürgerrecht. Das genügt aber 
nicht, denn fonft könnte mit dieſer Hinweiſung dem Reichstage und der 
Bundesgewalt auch die Befugniß beigelegt werden, eine vollftändige Ver⸗ 
faſſung zu geben in den einzelnen Ländern, die zum Bunde gehören. Da⸗ 
durch wäre aber die Selbſtſtändigkeit der einzelnen Länder vollſtändig in 
Wet geſtellt. Ich bitte deshalb beide Anträge abzulehnen. — Abgeordn, 
indthorſt: Nach dem Wortlaut des Kommilions - Antrages - folfen 
Schritte gefhehen, um eine Revifion der Verfaflung in Mecklenburg zu er. 
reichen. Eine ſolche Reviſion halte ich nach meiner Privatanficht für drin ⸗ 
gend wünſchenswerth. Doch halte ich dazu eine gründlichere Darlegung für 
nöthig, als in den Petitionen gegeben iſt. Auf Grund ſolcher Anträge 
einen Antrag auf eine Verfaſſungsreviſton zu ftellen, ſcheint mir zu weit zu 
gehen (ſehr richtig, rechts); ich wünſche eine Reviſton, wünſche aber auch, 
daß eee auf — N N een im Auge 
ehalte, deshalb empfehle en Antrag auf einfa esorbuung. — 
Abg. Ach 18 Bein): a Peper! enn Sie ven Anſichten der 
beiden Vorredner beiſtimmen, ſo haben Sie damit in Bezug auf die Zoll« 
vereinsträge eine verfaſſungswidrige Handlung begangen, denn dieſe Ver⸗ 
träge find angenommen, ohne daß vorher eine Aenderung in der Verfaſſung 
vorgenommen ift. Nach Art. 78 der Bundesverfaſſung erfolgen Verfaſſungs⸗ 
veränderungen im Wege der Geſetzgebung, wir find aljo zu denſelben be⸗ 
rechtigt, und dieſer Antrag enthält in der That das Minimum von dem, 
was uns zu fordern zuſteht. Wir fordern den Bundeskanzler nur auf, daß 
er die geeigneten Schritte zu einer Verfaſſungsreform einleite. Wie er das 
machen wird, über aſſen wir ihm; jedenfalls aber dürfen wir vorausſetzen, 
daß er nichts Verfaſſungswidriges thun wird. — Abg. Graf Baſſewitz! 
Er muſſe für die einfache Tagesordnung ſprechen, da andere Beſchlüſſe über 
die r des Reichstages gingen. Man habe verſucht die mecklenbur⸗ 
giſchen Verhältniſſe als ſehr abnorme und unzutrögliche hinzuſtelleu, er 
könne den Nachweis führen, daß fie nicht derartige ſeien, daß fie einer Ab⸗ 
änderung bedürften. Man hat einen Fürſten, beſeelt vom Geiſte der Milde 
und Liebe, man beſitze den Vortheil eines kleinen Landes, in welchem das 
Herz des Fürſten für Hoch und Niedrig gleichbereit ſei einzuſtehen. Ein 
Zeichen für die Vortrefflichkeit der mecklenburgiſchen Zuſtände ſei, daß die 
dortigen Kriminalgerichte ohne Arbeit, die Zuchthäuſer leer ſeien. Was in 
Bezug auf den dortigen Grundbeſitz gejagt, gelte auch für den der Pro- 
vinz Pommern. Die geſchichtlichen Geſtaltungen könne man ni t hinweg⸗ 
reden, wolle man nicht den Grundſatz aussprechen: Eigenthum fei Verbre⸗ 
chen. Es ſei 27 5 daß kein Staatshaushalt vorhanden. Darauf müſſe 
er erwiedern, daß Mecklenburg nicht in finanzieller Bedrängniß ſei und im 
Laufe der Jahre bedeutende Summen als extraordinär und ordinär ausge⸗ 
eben würden zum Wohle des Landes, worüber Rechnung geführt werde. 
as die Kompetenz des Reichstages zu den Anträgen der Kommiſſton be⸗ 
treffe, fo muſſe er zu bedenken gegeben, daß der Reichstag nicht nach dem 
Nügligkeitsprinzip ſeiner Majorität über die Geſtaltung der einzelnen 
Staaten eniſcheiden könne. Ein ſolches Prinzip führe ſchließlich dahin, daß 
ein beſtimmter Rechtsbeſtand nicht exiſtire, da die Mojorität des Hauſes eine 
wechſelnde ſei. Er erinnere daran, daß bei Vorlage des Verfaffungsent- 
wurfes betont worden ſei, daß er aus den Verträgen zwiſchen den Einzel 
Ban hervorgegangen. Der $. 76 der Verfaſſung ſpreche aus, daß bei 
erfaſſungsſtreitigkeiten der Bundesrath entſcheiden ſolle, das heiße: der 
Bund habe das beſtehende Recht der einzelnen Verfaſſungen zu ſchützen, 
nicht aber neue Geſtaltungen zu ſchaffen. Hier liege kein Verfaſſungsſtreit 
vor und beſtehe außerdem in Mecklenburg ſeit 50 Jahren ein Gerichtshof 
zur Eutſcheidung ſolcher Konflikte. Er bleibe bei feinem Autrage. — Abg. 
Meyer (Thorn) widerlegt die Ausführungen der Abgg. Windthorſt und 
Baſſewitz und ſtützt ſich fur die Kompetenz des Reichstages auf Alinea 2 
des 8. 76 der Verfaſſung. Er empfehle den Kommiſſtons⸗Antrag. 


Abg. Dr. Aegidi: Die Petenten ſelbſt hätten an einen Verfaſſungs⸗ 
Konflikt nicht gedacht, ſondern nur gewünſcht, beſſere Zuſtände als die 1591 
gen, herbeizuführen. Die Entſcheidunz des Freienwalder Schiedsgerichts 
ei gegen den Landesfürſten ausgefallen. Es ſei nicht der Würde des 
Reichstags 6 der Lei ſich auf einen 9 einzulaſſen, bei dem er 
nach Art. 76 der erfaſfung das letzte Wort zu ſprechen habe. Die Pe⸗ 
tenten hätten nur politiſche Wunsche alsgeſprochen und deshalb ſei man 
auch nicht berechtigt, in einem anderen Sinne zu entſcheiden; man befeſtige 
Grundsatze nicht beſſer, als wenn man fie gegen ſich ſelbſt gelten Laffe, 
man möge nicht politische Rechte betonm, wo es ſich nur um politiſche 
Wünſche handle. — Abg. Dr. Endenann: In der Bundesverfaſſung 
fteht kein Wort, was uns eine Kompebnz in der Sache giebt. In politi⸗ 


Deutſchland. 

Berlin, 23. Oktober. Ihre Majeflät die Königin wird, 
wie wir aus Baden-Baden erfahren, bis zum 31. Oktober c. in 
dem Kurocte verweilen und dann von dort, wie alljährlich, auf 
einige Wochen nach Koblenz geben. 

— Bizügli der Verwendung des Abgeordneten Dr. Otto 
Michaelis im Staats pienſt erfährt der Berliner Korreſpondent der 
„Frkf. Z.“, daß derſelbe eine Profeſſur an einer preußiſchen Uni- 
verfltät erhalten hat. 

— Gleich Herrn Simſon lehnt auch Herr v. Forckenbeck die 
Annahme eines Mandats für die bevorſtehende Sejflon des Ab- 
geordnetenhauſes ab. Ferner hat Oberbürgermeiſter Grabow die 
Kandidatur für Minden-Lübbecke mit dem Bemerken abgelehnt, daß 
er wegen jeiner geſchwächten Geſundheit überhaupt eln Mandat 
anzunehmen nicht Willens jet. 

— Nachdem unſere Univerſltät hler in kurzer Zeit die Pro- 
feſſoren Gerhard und Boeckh verloren, iſt fie geſtern von Neuem 
durch den Tod des ordentlichen Profeſſors Franz Bopp aufs Schwerſte 
betroffen worden. Bopp iſt fett 1822 an der hieſigen Univerſttät 
als Profeſſor thätig geweſen. Er if der Gründer der vergletchen⸗ 
den Sprachwiſſenſchaft und ſomit der geſammten neueren Sprach- 
wiſſenſchaft überbaupt. 

— Eine Königliche Kabinets-Ordre vom 15. Oktober cr. 
beſtimmt: Ausländer, welche für Verdlenſt im Kriege durch preu- 
ßiſche Dekorationen ausgezeichnet worden find, tragen, ſobald ſte in 
den dieſſeitigen Unterthanen-Verband übergetreten find, die ihnen 
verliehenen Orden und Ehrenzelchen an dem für Inländer vorge⸗ 
ſchriebenen Bande. 

— Aus den Regierungs-bezirken Königsberg und Gumbinnen 
liegt eine Petion vor, zur Erhaltung des gefährdeten Grundbeſitzes 
gegenüber den jetzigen Nothſtänden die Provinzlal-Hülfskaſſe um 
2 Millionen zu verſtärken. 

— Die Behauptung, feitene Italiens jeten hier Eröffnungen 
über die Eventualität einer Alllanz mit Preußen gemacht und ab⸗ 
gelehnt worden, wird als durchaus unbegründet bezeichnet. Man 
will nunmehr Anregungen Frankreichs in Betreff einer ruropäifchen 
Löſung der römiſchen Frage prognoſtlelren. Oeſterreich und die 
ſüddeutſchen Regierungen haben ihren Beitritt zu dem Poſtvertrage 
mit Amerika erklärt. 

e Die während des vorjährigen Feldzuges unbrauchbar ge⸗ 
wordenen Uniformen und Aus rüſtungsgegenſtände der Armee find 
gegenwärtig vollſtändig erſetzt, indem ſowohl der Friedensbedarf 
für alle Regimenter u. ſ. w. (luci. der neuen Truppentheilt) voll- 
ſtändig gedeckt erſcheint, als auch in allen Zeughäufern und Land- 
wehr⸗Depots die Kriegs-Augmentatlonsvorräthe für den Fall einer 
Mobilmachung fertig liegen. 

— Der dem Reichstage vorgelegte, am 14 d. M. in Florenz 
von dem. italienischen Minifter Rattazzi und dem Grafen Uſedom 
unterzeichnete Schifffahrtsvertrag zwiſchen dem norddeutſchen Bunde 
und Italien ſetzt in feinem §. 1 feſt, daß die Schiffe beider 
Nationen in den beiderſeltigen Häfen keine anderen Abgaben, als 
die für die Natlonalſchiffe beſtimmten zahlen ſollen und tft die 
Gleichſtellung der Schiffe in jeder Beziehung überhaupt das Prinzlp, 
welches durch alle Paragraphen des Geſetzes bindurchläuft. Das 
Recht, dem Vertrage beizutreten, welcher am 1. Januar 1868 in 
Kraft tritt, iſt allen gegenwärtigen und künftigen Zollvereinsſtaaten 
geſichert. Der jetzt vorliegende Schifffahrtevertrag iſt dem Schiff- 
fabrtevertrage zwiſchen dem Zollverein und Frankreich vom 2. Aug. 
1862 nachgebildet. Die wenigen Abwelchungen bezwecken noch 
weitere in der Praxis als wünſchenswerth erſchlenene Erleichterun- 
gen des Schifffabhrtsverkehrs. So tft z. B. im Art. VII. vorgeſehen, 
daß auch Schiffe, welche in einem Hafen des andern Landes nur 
einen Theil der Ladung einnebmen, von dem für einen andern 
Hafen beſtimmten Theil der Ladung keine Abgaben zahlen und im 
Art. X. die Rückſendung der Schiffs-Deſerteure auf dem Landwege 
vorgejehen. Im Art. XIV. iſt die Gleichſtellung der beiderſeitigen 
Schiffe auch bel Unfällen ausgeſprochen und zugleich den Konſuln 
ein Aufſichts recht auf die Rettungs- und Sicherungs-Maßgegeln 
eingeräumt. In einem Vertrage, welcher auf der völligen Gleich 
ſtellung berubt, wäre die allgemeine Zuſage der gegenſeitigen Be- 
bandlung auf dem Fuße der meiftbegünftigten Nation im Grunde 
unentbebrlich; fie iſt indeſſen, da ſie in andern Verträgen Itallens 
ſich vorfindet, auch in den gegenwärtigen Vertrag aufgenommen. 
Die erwähnten früheren Verträge der Hanſeſtädte und Mecklenburgs 
enthalten neben den auf die i bezüglichen Verabredungen 

Beſtimmungen über den Handel. 

55 Berlin, 23. Dftober. (Norddeutſcher Reichstag.) 27. Sitzung. 
(Schluß.) Die folgende Petition iſt die der Judengemeinden des Groß⸗ 
berzogthums Mecklenburg⸗Schwerin, welche um Aufhebung der Beſchrän⸗ 
kungen der Juden im Genuſſe der bürgerlichen urd ſtaatabürgerlichen Rechte 
und Gleichſtellung der Juden mit den andern Staatsbürgern bitten. Die 
Kommiſſion bat beantragt: Der Reichstag wolle beſchließen: dieſe Petitio- 
nen dem Bundeskanzler zu Überweiſen mit der Aufforderung, in nächſter 
Seſſion des Reichstages einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen alle 
noch beſtehenden aus den Verſchiedenheiten des religiöſen Belenntniſſes her⸗ 
geleiteten Welchen der e und ſtaatsburgerlichen Rechte 
aufgehoben werden. Der Referent Dr. Endemann erklärt, es habe ſich zwar 
durch Annahme des Geſetzes über die Freizügigkeit die Sachlage weſentlich 
geändert, man habe jedoch geglaubt, den Antrag aufrecht erhalten zu müſſen, 
da es ſich nun um die Gleichſtellung in allen ſtaats bürgerlichen Rechten 
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daß die Wiederherſtellung der Verfaſſung von 1836 mit Recht ei. 
Seit dieſer durch eine kompetente Inſtanz erfolgten Ana epd 


Fand und die ſtrengſte Gerechtigkeit ibm als Maßſtab seiner ſämmtlichen 


und er müſſe die ausgeſprochenen Verdächtigungen mit Verachtung zurück⸗ 

weiſen. Er müſſe den Herrn Praſdenen erſuchen, die Mitglieder des 
Hauſes gegen ſolche Beleidigungen in Schutz zu nehmen. — Präſi dent: 

Er habe die Rede des Herrn Miniſters von Oheimb nur zur Hälfte ver⸗ 
ſtanden, da ihm der Redner den Rücken zugekehrt habe; er habe übrigens 

nur gehört, daß der Herr Redner geſagt habe, ein Mitglied des Hauſes ſei 

der intellektuelle Urheber der Petition. — Abg Frhr. von Hoverbeck: 

Nach meiner Anſicht iſt der Herr Präſtdent verpflichtet, jedes Mitglied des 
Hauſes, wenn es auch zum Bundes rathe gehört, zurechtzuweiſen, weun durch 

deſſen Aeußerungen ein anderes Mitglied verletzt wird. Uebrigens hat der 

Herr Miniſter von Oheimb nicht blos von einem intellektuellen Urheber, 

ſondern zugleich vom Berfaffer der Petition geſprochen. — Abgeordneter 

v. Hennig (ur Geschäfts Ordnung): Ich beantrage, dieſe Petition an 

die Petitions⸗Kommiſſion zurückzuweiſen und führe als Grund an, weil die 
Petitions Kommiſſion einen anderen Beſchluß gefaßt hat, als denjenigen, 

der uns mitgetheilt iſt. — Bundes. Kommiſſar von Obeimb: Ich habe 
allerdings geſagt, daß ich in dem Herrn Abg. Hausmann den Verfaſſer der 
Petition erblicke und daß ich Verdächtigungen mit Verachtung zurückweiſ ; 


bandle. Der Redner charakteriſtrt die Zustände, welche in Mecklenburg in ſchen Fragen ſtelle ich mich aber auf eiien anderen Standpunkt. Ich halte [ 0 5 
Bezug auf die Juden beſtehen und erläutert den Inhalt der einzelnen Peri« es für eine ſittliche Pflicht der oberſten Gewalt des norddeutſchen Bundes, ſollte dies nicht parlamentariſch ſein, jo nehme ich dieſe Worte zurück. — — 
tionen, nach welchen die Petenten um den unbehinderten Erwerb von in dieſer Hinſicht Adhulfe zu ſchaffen. Wir können uns der Kompetenz | Präſident: Wenn ich dieſe Worte gehört hätte, ſo würde ich den Herrn 5 
ländlichem und ſtädtiſchem Grundbeſitz, Konzeſſionen zum Geſchäftsbetrieb, | nicht entſchlagen. Es wird dadurch fir uns dem Süden gegenüber kein [Redner zwar nicht während ſeiner Rede unterbrochen haben, ich würde aber * 
Gleichſtellung mit den übrigen Staatsangehörigen in Bezug auf die Füh- Nachtheil entſtehen. Wir wollen ja im Reichstag leine rechtskräftige Sen- | die Worte nach dem Schluß der Rede geahndet und wäre der Herr Redner 


tenz fällen; wir wollen nur dem Buidesrathe die Petition zur Abhülfe 
übergeben. Nun wollen wir ſehen, ob der Bundesrath anders ift, als der 
alte Bundestag. (Hört, hört!) Ich ſehe ſon der Aunahme des Kommifftons- 
Antrages einen günſtigen Erfolg voraus. — Die Diskuſſion wird c bb 
und es erhält das Wort der Abg. Dr. Vig gers (Roſtock): M. H.! Ich 
bin nicht der Meinung des Grafen b. Baſewih⸗ Die Bundesverfaſſung 


Mitglied des Hauſes, ſo würde ich i Ordnun | 
Abg. Graf Schwerin u hn zur Ordnung gerufen haben. — 
Jas ker: — der Anne den Antrag des Abg. v. Hennig. — 9. . 


Faden ee e e nicht in die Lage verſetzt, das Wort ergreifen zu 


rung von Kommunal, und Staatsämtern u. ſ. w. bitten. Zur Regelung 
der ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe jet der 1 41 nach Art. 4 der Bun⸗ 
desverfaſſung kompetent, da die Juden in alle Pflichten eingetreten ſeien, 
o müßten he auch gleiche Rechte haben. — Die Diskuſſion wird geſchloſſen 
und der Antrag der Kommiſſton mit großer Majorität an enommen. 

Es folgt Nr. XI. des Petidens- erte, welcher 7 Petitionen, die 


N 
1 


1 


mung verſagen. 


5 Abg. v. Hennig: Ich ziehe meinen Antrag ſo lange zurück, bis der 
Abg. Hausmann geſprochen hat. Abg. Hausmann lenſchuldigt ſich, wegen 
Unwohlſeins nicht anhaltend ſprechen zu können und wird häufig durch 
den Ruf: „zur Tribüne“ unterbrochen, worauf der Präftdent erklärt, der 
Abgeordnete habe ein Recht, vom Platze zu ſprechen.): Er wolle die Aus⸗ 
laſſungen des Herrn v. Oheimb gegen ſeine Perſon mit Stillſchweigen 
übergehen, er ſei ſtets beſtrebt, für das Wohl feines größeren und kleineren 
Vaterlandes zu wirken. Herr v. Oheimb habe übrigens die meiſten That⸗ 
ſachen, worauf ſich die Petionn gründet, in feiner Rede zugeftanden, (Obo! 
Unruhe!) für das Weſen der Sache ſei es völlig gleichgültig, wer der Ver⸗ 
faſſer der Petition ſei. Er bitte, jetzt über den Antrag des Hrn. v. Hennig 
abzuſtimmen und er werde ſich ſpäter das Wort erbitten, um die Wahrheit 
der Thatſachen zu beweiſen. — Der Antrag des Abg. v. Hennig wird 
hierauf mit überwiegende, Majori ät angenommen und die Petition daher 
an die Petitions⸗Kommiſſion zurückgewieſen. Ferner tritt das Haus dem 
Beſchluſſe der Petitions⸗Kommiſſion bei, auf eine Erörterung einer Anzahl 
von Petitionen nicht einzugehen; theils weil der Gegenſtand noch bei den 
uftändigen Landesbehörden ſchwebt, theils wegen Unzuſtändigkeit des 
Reichstages, oder weil die gemachten Vorſchläge ſich nicht zur Empfehlung 
eignen, theils aus verſchiedenen andern Grunden. — Es folgt der dritte 
Gegenſtand der Tagesordnung: Wahlprüfungen. Abg. Lasker berichtet 
als Referent der zweiten Abtheilung über die Wahl des Abg. Albrecht. — 
Der Referent der Abtbeilung v. Saltzwedell berichtet über die beiden 
Wahlen des Abg. Fehr. v. Dörenberg und des Abg. Frhr. v. Vincke 
(Mörs). Sämmmtliche Wahlen werden nach dem Antrage der Abtheilungen 
für gültig erklärt. Der Referent der ſiebenten Abtheilung Abg. v. Seyde- 
witz berichtet über zwei Wahlen. Die Wahl des Abg. Meulenbergh wird 
175 gültig erklärt. Was die andere Wahl im Wahlkreiſe Mecklenburg ⸗ 
trelig, die des Kammerherrn v. Oertzen betrifft, ſo war dieſelbe bean⸗ 
ſtandet und eine gerichtliche Vernehmung beſchloſſen. Es war damals an⸗ 
egeben, daß Herr v. Oertzen mit einer abſoluten Majorität von neun 
1 gewählt ſei. Es ſind nun 50 Zeugen vernommen und davon 
fünf vereidigt und hat ſich dadurch folgendes herausgeſtellt es ſind abge⸗ 
geben 7566 Stimmzettel, davon waren 56 ungültig und 7510 gültig; die 
abſolute Majorität betrug alſo 3756. Herr v. Oertzen hatte nur 3737 
Stimmen, alſo nicht die abſolute Majorität. Dies Rechen ⸗Exem vel iſt 
durch zwei Referenten und einen Kalkulatur Beamten des Hauſes revidirt. 
Die Abtheilung beantragt daher einſtimmig die Ungültigkeits Erklärung und 
hält eine engere Wahl und die Einberufung des Gegen⸗Kandigaten nicht 
mehr für zuläſſig. Das Haus tritt dieſem Antrage bei. — Nach der Er⸗ 
klärung des * find bis jetzt 290 Wahlen geprüft, von denen 
253 für gültig erklärt find. Die nächſte Sitzung findet morgen Vormit⸗ 
tags 10 Uhr ſtatt. Schluß der Sitzung 4 Uhr 35 Minuten. Auf der 
Tagesordnung der nächſten Sitzung ſteht: 1) Bericht der I. Kommiſſion, 
betreffend das Bofttarweien und die dazu gehörigen Petitionen. 2) Schluß⸗ 
berathung über den Schifffahrtsvertrag zwiſchen dem norddeutſchen Bu de 
und Italien. 3) Schlußabſtimmung üder den Geſetzentwurf, betreffend den 
außerordentlichen Kredit für die Marine. 

Stuttgart, 23. Ottober. Die Abgeordnetenkammer hat 
unter Einwilligung der Regierung die Beratbung über das Schup- 
und Trutzbündniß mit Preußen bis zur nächſten Woche verſchoben. 

München, 23. Oktober. Die Abgeordnetenkammer geneb⸗ 
migte in ihrer heutigen Sitzung den Geſetzentwurf, betreffend die 
Wahl baieriſcher Abgeordneten zum deutſchen Zoll-Parlament mit 
allen gegen 14 Stimmen. 

— Wie glaubhaft verſichert wird, beantragt der Referent des 
Ausſchuſſes der Reichsrathskammer Freiherr v. Tüngen in jeinem 
Referate, die Kammer möge den Zollvereinsverträgen ihre Zuflim- 
Der Ausſchuß wird morgen hierüber in Berathung 
treten. 

5 Ausland. 


nun an jeder gemeine Soldat von den Höheren mit „Sie“ ſtatt 


2 des bisher üblichen „Ihr“ anzureden iſt. Ein zweites militäriſches 


Ereigniß iſt die Ernennung des Generals der Kavallerie, Fürſten 
Edmund Schwarzenberg, zum Feldmarſchall. Fürſt Edmund iſt der 
jüngſte Sohn des Siegers von Leipzig, Fürſten Karl, und ſteht die 
ihm zu Theil gewordene Beförderung jedenfalls mit der geftern 
ſtattgebabten Enthüllung des Denkmals ſeines verblichenen Vaters 
in innerem Zuſammenhange. 
— Im Abgeordnetenhauſe war beute die ganze Sitzung von 
konfeſſtonellen Angelegenheiten ausgefüllt. Zuerſt wurden neue 45 
Petitionen um Aufhebung des Konkordat verleſen. Dann kam 
die Rede auf den bekannten Fall, der in Lemberg vorgekommen 
(Flucht eines iſraelitiſchen Mädchens in ein dortiges Nonnenkloſter). 
Der hierüber interpeltite Juſtizminiſter Herr v. Hype konſtattrte, 


daß die Unterſuchung über dies Vorkommniß, jo wle über ein ana- 


loges in Brody eingeleitet jet. Die Flucht von Jüdinnen in Non- 
nenklöſter ſcheint in Galizien übrigens epidemiſch zu werden, da 
dem Abgeordnetenhauſe heute ſchon wieder ein ſolcher Fall von dem 
verlaſſenen Gatten der Flüchtigen notiſizirt worden if, Eine zweite 
Interpellation betraf Agitattonen, welche von katholiſchen Geiſtlichen 
in Mäbren gegen die antlkonkordatliche Richtung unternommen wer- 
den. Zur großen Befriedigung des Hauſes erwiederte Graf Taaffe, 
daß die Staats anwaltſchaft bereits gegen die agitirenden Geiſtlichen 
eingeſchritten jet. 

Dann endlich wurde die Generaldebatte über den Hauptgegen- 
ſtand der Tagesorbnung, das neue Ebegeſetz, eröffnet. Den Aus- 
ſchußantrag will ich nachſtehend im Wortlaute mittheilen. Derſelbe 
geht dabin, das Abgeordnetenhaus wolle 1) den konfeſſtonellen 
Ausſchuß ermächtigen, ein neues Ehegeſetz unter Auffaſſung der 
Ebeſchließung als bürgerlichen Aktes und nach dem Grundſatze der 
Unabhängigkeit deſſelben von klrchlichen Anordnungen zu entwerfen, 
2) dem beiliegenden Entwurf eines Geſetzes über die Wiederher- 
ſtelung des allgemeinen bücgerlichen Geſetzbuch ts für Katholiken 
und der weltlichen Ehegerichts barkeit, dann über die bedingte Zu- 
läſſigkeit der Eheſchließung vor weltlichen Behörden feine Zuflim- 
mung ertheilen. 

Die Hauptredner des heutigen Tages waren zwei Priefter, die 
Herren Pintar und Greuter, die in vehementer Weiſe und häufig 
unter großer Heiterkeit der Majorität gegen die Emanzipirung der 
Ebe von der Kirche, alſo namentlich gegen die vom Ausſchuß ins 
Auge gefaßte bedingte Eivilehe, zu Felde zogen. 

a ien, 23. Oktober. In der heutigen Sitzung des Unter- 
bauſes wurde der provſſoriſche Ehe- Geſetzentwurf angenommen; 
gleichzeitig wurde der betreffende Ausſchuß mit Ausarbeltung eines 
neuen Geſetzentwurfs auf Grund der Unabhängigkeit des Ehe-Ber- 
trages von kirchlichen Anordnungen beauftragt. 

Paris, 22. Oktober. Das Gelingen der Flucht Garibaldi’s 
aus Caprera it heute amtlich beſtätigt. Man weiß, daß der alte 
Diktator in Livorno unbebelligt ans Land geſtlegen war, und wenn 
man auch ſeine genaue Spur von dort aus verloren, ſo hat man 
doch guten Grund zu der Annahme, daß er ſſich zur Stunde auf 

paäpſtlichem Gebiet befindet, 

Paris, 23. Dftober. Der Kalſer von Oeſterreich iſt um 3 
Uhr Nachmittags hier eingetroffen. Kaiſer Napoleon erwartete den⸗ 


® 


WW n 
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ſelben im Bahnhofsgebäude. Die kalſerlichen Wagen, welchen eine 
Eskorte von Karabinlers folgte, fihren direkt nach dem Palais de 
VElyiee. Das Publikum war zablreich verſammelt. x 

— Der „Abendmoniteur“ ſagt in feiner Wochenrundſchau: 
Die Note des „Montteur“ macht das Reſultat des Appells bekannt, 
welchen Frankreich an Italien gerichtet hat. Indem die franzöſiſche 
Regierung die Ausführung der September - Konvention verlangte, 
bat die italteniſche Regierung die Wucht ihrer Verpflichtungen be- 
griffen und ihren feſten Willen zu erkennen gegeben, die Schaaren 
der Freiwilligen abzuhalten, ſich den Werbungen zu widerſetzen und 
eine ſtrenge Ueberwachung der päpſtlichen Grenze anzuordnen. — 
Der „Montiteur“ konſtatirt noch die Niederlage der Garlbaldianer, 
die Tapferkeit der päpſtlichen Truppen und die treue Geſinnung der 
Römiſchen Bevölkerung und fügt hinzu: Seit drei Wochen hat die 
Bevölkerung der päpſtlichen Staaten durch ihre Haltung die Be- 
hauptungen der revolutionären Preſſe, daß ein Angriff der Aktlons⸗ 
partei einen Römlſchen Aufſtand bewirken werde, ſtegreich zurückge⸗ 
wieſen. — Dasſelbe Blatt ſagt: Der Kaiſer von Oeſterreich iſt 
heute angekommen. Die öffentliche Meinung in allen Landen, 
welche unter dem Habosburgiſchen Scepter ſtehen, nimmt mit Genug⸗ 
tbuung die Reiſe des Kalſers auf und ſteht darin ein Zeugniß für 
die freundſchaftlichen Gefühle, welche die Souveräne Oeſterreichs 
und Frankreichs vereinigen, — Einer Mittheilung der „Patrie“ zu⸗ 
folge werden die Truppen, welche ſoeben in Toulon wieder ausge⸗ 
ale find, provtſoriſch in einem bei Toulon aufgeſchlagenen Lager 

eiben, 

Florenz, 23. Oktober. (ueber Paris.) Aus Rom feine 
Nachricht. Jede Verbindung iſt unterbrochen. 
Garibaldt wurde in Toligno angehalten und ihm die Fortſetzung 
der Reife unterfagt. 


— Einer Mittheilung des „Corrlere italiano” zufolge ver- 
lautet gerüchtweife, daß Claldint die Portefeuilles der auswärtigen 
Angelegenheiten und des Krieges, Durando das des Innern, Bi- 


gltano das der Juſtiz, Mefjevaglia das des öffentlichen Unterrichts, 


Rudint das des Ackerbaues, Correntt das der öffentlichen Arbeiten, 
Depretis das der Finanzen und Cugla das der Marine erhalten 


werden. Sicheres verlautete indeß nichts darüber. 
Kopenhagen, 23. Oktober. „Berlingske Tidende“ ver- 
öffentlicht einen Proteſt des gegenwärtig auf feinem Gute Lindholm 


weilenden Ober-Präfidenten der Provinz Schleswig-Holſtein, Baron 
Scheel -Pleſſen, gegen den von däniſchen Blättern demſelben ge⸗ 


machten Vorwurf des Landesverraths. Herr v. Scheel-Pleſſen er- 


klärt, er habe anfänglich beabsichtigt, den Rechtsweg gegen jene 


Blätter einzuſchlagen, davon aber Abſtand genommen; er habe ſtets 
den däniſchen Geſammtſtaat vertheidigt und hoffe, daß die kommen⸗ 
den Zelten ein gerechtes Urtheil über ihn fällen werden. 


Aus Konſtautinopel, 21. Ottober, wird gemeldet: „Der 


engliſche Botſchafter Lord Elliot it am 18. d. M. bier eingetroffen 
und wird am 23. dem Sultan den erſten offiziellen Beſuch machen. 


Die von Kreta eingegangenen Meldungen des Großvezirs lauten 
3 günſtig in Betreff der Zuſammenberufung von türkiſchen und chriſt⸗ 
RE —— 5 8 1 lichen Abgeordneten aus allen Bezirken der Juſel.“ 
rn Wien, 21. Ottober. In den bieſigen militäriſchen Krelſen ——— — - — —— — — 
erregt ein Katſerlicher Tages befehl große Senſatlon, demzufolge von 


— nn 


Zeit von den hier garnijonirenden Infanterie-Regimentern — und 


zwar per Kompagnie 1 Unterofſizler, 1 Gefreiter und 4 Gemeine 
zu den in Hannover garnifonirenden Truppenthellen kommandlrt 


werden. 

— Wie wir erfahren, betrug die Summe, deren der Schäfer 
Schröder in der Nähe von Schivelbein beraubt wurde, 341 
Thlr. Der Theilnahme an diefem Raube iſt bisher nur der Vik⸗ 
tuallenhändler Schultz geſtändig; bet dleſem find 196 Thlr. 15 
Sgr., bei ſeinem Complicen Münch dagegen 51 Thlr. 11 Sgr. 
3 Pf. vorgefunden und: poltzeilih in Beſchlag genommen. Wahr⸗ 
ſcheinlich erfolgt der Transport der Vorhafteten nach Schivelbein. 

— Der ſich obdachlos hier umhertrelbende frühere Zimmer- 
geſelle Heinr. Becker aus Swinemünde beobachtete vorgeſtern am 
Kartoffelbohlwerk, daß dort eine Frau Kartoffeln einkaufte, der 
Verkäuferin aber die Kaufſumme ſchuldig blieb. Dieſe Erfahrung 
beutete er nun zu feinem Vorthell infofern aus, als wie er ſich 
kurz nachber zu der Empfängerin der Kartoffeln begab, von dieſer 
im angeblichen Auftrage der Verkäuferin das Kaufgeld einzog und 
daſſelbe für ſich bebielt. B. wurde ermittelt und, der verübten 
Unterſchlagung geſtändig, geſtern verhaftet. — Ebenſo erfolgte 
geſtern die Verbaftung des hleſigen Arbelters Dav. Littmann, 
der einer Handelsfrau aus Greifenhagen am neuen Bohlwerk einen 
Korb mit Aepfeln entwendet hatte, als er eben mit dem Trans- 
port ſeiner Beute beſchäftigt war. 

— Die gegenwärtig in Angriff genommene Legung der Roͤh⸗ 
ren zur Waſſerleltung durch den Zacharlasgang ſtößt in Folge des 
dortigen Grundwaſſers auf Schwierigkeiten, welche die Arbelten 
verzögern. 

— Vor einigen Tagen erlitt der Sohn eines hieſigen Kauf- 
manns, welcher in Gemeinſchaft mit anderen Knaben auf dem 
Petrikirchplatze eine Quantität Pulver auſblitzen ließ, hierbei er- 
bebliche Verletzungen im Geſicht. Wie wir hören, wird der Ver- 
käufer des Pulvers zur Beſtrafung gezogen werden, indem der 
$. 2 der Verordnung vom 4. Auguſt 1854 den Verkauf von 
Schießpulver an unerwachſene Perſonen ausdrücklich verbletet. 

— In vorletzter Nacht wurden auf dem bei der Züllchower 
Dampfmüple liegenden Schiffe „Prarl“, Kapt. John Stephen aus 
Fraſerburgb, ein mit Meſſingſchrauben im Deck des Schiffes be- 
feſtigtes kupfernes Helzrohr und als der Kajüte verſchledene Klei- 
dungsſtücke ſowie zwei meſſingene Logggläſer von reſp. 14 und 
28 Sekunden geſtohlen. 

— Der Dlebſtadle- und Umerſchlagungeprozeß gegen Wlers⸗ 
bipfy und Genoſſen (Fabrikant Urd'ſches Perſonal), welcher am 
Montag und Dienflag beim Kanmergericht in Berlin in II. In- 
ſtanz verhandelt wurde, endete getern Abend um 8 Uhr nach drei- 
ſtündiger Berathung des Gerichtehofes mit der Beſtätigung des 
1. Erkenntniſſes gegen Wiersbigy (4 Jahr Gef.), Götze (1½ 
Jahr Gef.) und Roſenthal (1 Jchr Gef.). Die Angeklagten Feldt 
und Oberkötter, Beide in I. Jiſtanz zu reſp. 9 und 3 Monat 
Gefängniß verurtheilt, wurden fregeſprochen; Brummerhoff endlich, 
in I. Inſtanz freigeſprochen, wurſe wegen Diebſtahls zu 6 Mona- 
ten Gefängniß verurteilt. 

— Die Königlichen Bezirko- Regierungen der älteren Provinzen 


„Opintone“ meldet: 


— — — — regungslos an 
— Pommern. T übergeugte 
Stettin, 24. Oktober. Wie verlautet, ſollen in nächſter 


find durch den Minifter der geiſtlichen, Unterrichts- und Mebizinal- 
Angelegenheiten veranlaßt worden, bei Anträgen auf Verleihung 
von Orden und Ehrenzeichen an evangeliſche Gelſtliche und Kirchen 
beamte, namentlich auch an evangeliſche Schullehrer, die zugleich 
ein Kirchenamt bekleiden, ſich in jedem Falle vorher mit dem Kgl. 
Konſiſtorium der Provinz zu benehmen und ihren Bericht unter 
Beifügung der Aeußerung des Konfiftoriums, an den evangeliſchen 
Ober-Kirchenrath, von melchem derſelbe dem Minifter zukommen 
wird, zu ſenden. In gleicher Welſe iſt bei den Anträgen auf 
Verleihung von Titeln und ſonſtigen Auszeichnungen für evange⸗ 
liſche Schullehrer der gedachten Kategorie zu verfahren. Die Kon- 
ſiſtorien der älteren Provinzen find in entſprechender Weiſe mit 
Anweiſung verſehen worden. 

Stargard, 24. Oktober. Von den regierungefreundlichen 
Parteien werden zur bevorſtebenden Wahl zum Abgeordnetenhauſe 
wiederum die früheren Abgeordneten, Landrath von Schöning 
Ppritz und Herr von Wangenheim⸗Neu-Lobitz, als Kandidaten 
aufgeſtellt. 

++ Pyritz, 23. Oktober. Geſtern Nachmittag erſchoß ſich 
der Arbeiter Friedrich aus Groß⸗Mollen auf dem Felde. Es iſt 
anzunehmen, daß Nahrungsſorgen ihn zum Selbſtmorde veranlaßt 
haben, zumal F. vor einigen Tagen aus feiner Wohnung gericht⸗ 
lich exmittirt war und er kein Unterkommen hatte. 

Pollnow, 20. Oktober. (Od. Zig.) In voriger Nacht 
brannten die Wirthſchaftsgebäude des Dominlum Vellln ab; das 
Wohnhaus wurde durch dle Thätigkeit unſerer Spritze gerettet. Das 
Feuer war in der Brennerei ausgebrochen. 

Jakobshagen, 22. Oktober. (Dd.-3.) Auf der Zie- 
gelei des hieſigen Backermeiſters Ludwig Schwerin, eine Viertel- 
meile von bier, brach geſtern Feuer aus. Der Schaden beträgt 
eirca 300 Thlr. 

Kallies, 21. Oktober. Bei der heutigen Neuwahl eines 
Bürgermelſters Hier wurde der Bürgermeiſter Klesler aus Freien- 
walde mit 12 gegen 9 Stimmen gewählt. 


Vermiſchtes. 

Potsdam. Am vergangenen Freitag, den 18. Oktober d. 
J., Morgens gegen 7 Uhr, horte der berrſchaftliche Förfter Meir 
aus Ferch bei Potsdam in feinem Revier einen Schuß; er begab 
ſich nach jener Gegend hin, in welcher der Schuß gefallen und ſah 
ſich plötzlich in einer Entfernung von etwa 40 Schritt einem Men- 
ſchen gegenüber, in dem er den ehemaligen Jäger Fiſcher aus dem 
Städtchen Beelitz, einen berüchtigten und verwegenen Wilddleb, 
erkannte. Fiſcher, der auf der Schulter ein erlegtes Stück Wild 
und im rechten Arm ein Gewehr trug, wurde von dem Förſter 
aufgefordert, das Gewehr wegzuwerfen, wobei er aber gleichzeitig 
das Seinige in ſchußbereite Lage brachte. Fiſcher leiftete dem Be⸗ 
fehl indeß keine Folge, ließ das Wild von der Schulter herab- 
gleiten und legte auf den Förſter an. Faſt in demſelben Moment 
fielen nun die Schüſſe belder Männer. Der Förſter fühlte, wie 
die Kugel des Gegners an ſeinem Kopfe vorüberſauſte und 
ſah, nachdem ns ei 8 verzogen hatte, Fiſcher 

0 3 der Erde Liegen; beim ſofortigen Herantreten 
er ſich, daß Fiſcher im Set ee here 
war. Ein gleiches Schicksal hätte den Fiſcher übrigens bereits vor 
einer Reihe von Jahren bei einem ähnlichen Zuſammentreffen mit 
demſelben Förſter ereilen können. Damals wurde fein Genoſſe von 
dem Förſter gleichfalls im Stande der Nothwehr erſchoſſen, er aber 
kam mit einer langjährigen Zuchthausſtrafe davon. Fiſcher war ein 
verkommener, dem Trunke ergebener unverheiratheter Menſch und iſt 
der Bruder der bel dem Gregy'ſchen Morde betheiligt geweſenen, 
zur Todesſtrafe und ſpäter im Wege der Gnade zu lebenslänglicher 
Zuchthausſtrafe verurtheilten Marie Fiſcher. 

— Durch die Blätter ging kürzlich die Nachricht, Adelina 
Patti hätte ſich mit dem Maler Guſtave Dor verlobt; jetzt läßt 
Erſtere in der „Gazette des Ettangers“ erkläcen: „Fräulein Patti 
denkt nicht daran, ſich zu verbetrathen, und glaubt nicht gegen 
dle Schlcklichkeitsrückſicht zu verſtoßen, wenn ſie hiermit den falſchen 
Gerüchten das ausdrücklichſte Dementi entgegen hält. Ste iſt nur 
der Kunſt verlobt.“ 


Schiffs berichte. 

Swinemünde, 23. Oktober, Nachmittags. Angekommene Schiffe: 
Thorberg, Anderſen von Yſtadt. Philord, Summers von Fraſerburgh. 
Sjoukelina, Dirks von Bremen. Friedrich Schiller, Janke von Kopenhagen. 
Fortunet, Möller von Sondervurg. Folina, Kraft von Kiel. Der Preuße 
(SD), Heydemann von Königsberg. ind: S. Revier 14% F. Strom 
ausgehend. 


Börſen⸗Berichte. 
en 24. Oktober. Witterung; ſchön. Temperatur 4 9 OR, 
ud: g 


An der Boeſe. 

Weizen anfangs feſt, ſchließt etwas niedriger, loco per 2125 Pfd. 
92—103 94 bez., 83—8öpfd. gelber Oktober 99 ½, 98½ . bez, Okto⸗ 
. % * bez., 91, 2% Br., Frühjahr 94, 93% „ bez., 

r. 


oggen anfangs höher, ſchließt matter, pr. 8000 Bid, loco 69, 751, 

Ag bez., Oktober 75, 74½ bez. u. Br. Oktober⸗November 73, 72 
36 bez., Frühjahr 69½½, ½ . bez. . 

Gerſte, loco per 1750 Pfd. Oderbruch 54 % bez., feine 54½ . 
bez, ſchleſiſche und mähriſche 54 ½, 56 bez. 

Hafer loco pr. 1300 Pfd. 34½—35 4 bez. 

Erbſen loco kl. Koch⸗ 70-72 ( bez. 

Räd ol matt, loco 111 % Br., Oktober 11%, 1, bez., Dt. 
tober⸗November 11½ % Br., April Mai 11%, % Br. 

Spiritus matt, loco ohne Faß 22 „ bez., Oitober 21½ . 
bez. u. Br., Oktober⸗November 2016, 20 K bez, Frühjahr 20½ Br. 

Angemeldet. 350 Wſpl. Weizen, 20,000 Art. Spiritus, 

Regulirungspreiſe: Weizen 99, Roggen 74%, Nüböl 11%, 


Spiritus 21 ½. Fa 

Breslau, 23. Oftober. Spiritus per 8000 Tralles 19%,, Weizen 
per Oktober 90 Br. Roggen pr. Oktober 68, per Frühjahr 63½. Nitböl 
per Frühjahr 11½ Br. Raps pr. Ottober 96 


pr. Oftobe: 1011 ,, Br., 
Br. Zink ohne Umſatz. 

Hamburg, 29, Oktober. Getreidemarkt. Weizen loco ohne Kauf⸗ 
luſt, auf Termine 24, Thlr. niedriger. Pr. Oktober 5400 Pfd. netto 
172 Bankothlr. Br., 171 Gs., pr. Oktober November 165 Br., 1641, 
Gd. Ro b ſtille, pr. Oktober 5000 Pf. Brutto 127 Br., 126 
Gd., pr. Okto er⸗November 126 Br., 125 Gd. (Bei Börſenſchluß 3 Thlr. 
4 Hafer Mau. Spiritus ohne Kaufluſt. Nüböl beſſer, loco 24½, 
hg 24%, per Mai 25%,. Kaſſee ruhig. Zink feſt, aber ger 
London, 23, Oktober. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Zufuhren 
ſeit vergangenem Montag: Weizen 17,580, Gerſte 2210, Hafer 23,700 
Pen Weizen ruhig, unverändert. Gerſte und Hafer matt, Schönes 


Wi 


